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DIE BAUWIRTSCHAFTLICHEN VERBÄNDE 
AUF DER DEUTSCHEN BAUAUSSTELLUNG IN BERLIN

EIN QUERSCHNITT DURCH DAS AUFGABENGEBIET, DIE TÄTIGKEIT 
UND LEISTUNGEN EINZELNER WICHTIGER ORGANISATIONEN

V on der  D e u t s e h e n B a u a u s s t e l l u n g  bringen w ir heu te einen Überblick über verschiedene 
b a u  w i r t s c h a f t l i c h e  V e r b ä n d e ,  die Zweck und Ziel ih rer Tätigkeit zahlenm äßig zur Schau gestellt 
haben. Infolge des knappen  Raumes, der uns z u r  Verfügung steht, konnten w ir nur einzelne wichtige und 
in teressan te O rganisationen zur V eröffentlichung bringen. Jedem  Schaubild ist ein kurzer, e rläu ternder 
T ext beigefügt, aus dem  nähere  A ngaben ersichtlich sind. D i e  S c h r i f t l e i t u n g .
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Foto: R i c c o  B r a n d t ,  B e r l i n - F r i e d e n a u  R e ic n s v e rb a n d  d e r W o rm u n g s tü rs o rg e g e s e lls c h a fte n  E .V . ,  B erlin

D urch ein anschauliches Modell und eine Anzahl 
von E inzelbildern  und G rundrissen sucht der Reichs
verband der W ohnungsfürsorgegesellschaften (Halle I, 
S tand 121) ein Bild von der T ätigkeit und den A uf
gaben seiner M itgliedsgesellschaften zu geben. Das 
M odell geht aus von einer gedachten A ltstadt und 
zeigt, w ie eine planm äßige S tad terw eiterung  von dem 
Bau neuzeitlicher S tockw erkshäuser über w eit
räum igen Flachbau m it G arten land  im Mehr- und 
E infam ilienhaus bis zur ausgesprochenen ländlichen 
K leinsiedlung h inüberfüh rt. D ie S iedlungen sind

ausnahm slos von den M itgliedsgesellschaften, wenn 
auch an  verschiedenen O rten , durchgeführt und zu 
einem G esam tbild vereinigt. D ie D arste llung  w ill 
zeigen, wie sta rk  heute im W ohnungsbau d ie w irt
schaftliche Existenz des S iedlers S tandort und W ohn- 
form m aßgebend beeinflußt. Eine au f dem  Modell 
w iedergegebene Industriearbe ite rs ied lung  in  E in
fam ilienhäusern  m it 62 <Jm W ohnfläche in der P ro 
vinz H annover, G esam tkosten je  Haus etw a 6000 RM, 
einschließlich G rund und Boden, bei einer A nzahlung 
von nur 400 RM und einer m onatlid ien  Belastung
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F o to :  R ic c o  B r a n d t ,  B e r l in -F r ie d e n a u

von 27 RM, zeigt, daß das Einfamilienhaus mit 
Garten unter günstigen Verhältnissen auch für den 
Arbeiter tragbar ist, dessen Haushalt zugleich durch 
die Erzeugnisse des Gartens unterstützt wird.

Ziel der Wohnungspolitik muß es sein, den W o h 
nungsbau unmittelbar produktiv zu gestalten da
durch, daß mit der Wohnung zugleich neue Arbeit, 
d. h. Existenz für mehr deutsche Familien geschaffen 
wird.

Die W ohnungsiursorgegesellschaft Berlin m .b .H . 
will mit ihrem Stand (Halle I, Stand 121) einen Über
blick bieten über die mit Hauszinssteuermitteln 
finanzierte Neubautätigkeit in Berlin und die hierfür 
verwendeten Mittel.

Im Mittelpunkt steht eine Plastik des Stadtplans, 
auf dem durch verschiedenfarbige Säulen aufgebaut 
die Zahl der dort a m  1. Januar 1924 vorhandenen 
Wohnungen gegenüber den mit Hauszinssteuer- 
mitteln von 1924— 1930 erstellten Neubauwohnungen 
dargestellt wird. Die immer noch überragende Be
deutung der sechs Bezirke des alten Berlins für das 
Wohnungswesen der Gesamtstadt, trotz ihrer ver
hältnismäßig kleinen Gebietsfläche, kommt durch die 
Flöhe der Säulen für Altwohnungen sehr gut zum 
Ausdruck. Gleichzeitig wird die starke Neubautätig
keit in verschiedenen Außenbezirken, die z. B. in 
Tempelhof bis auf über die Hälfte des dort seit 1924 
vorhandenen Wohnungsbestandes angestiegen ist, 
dem Besucher vor Augen geführt.

Aus weiteren statistischen Tafeln geht hervor, 
daß die 132 000 W ohnungen, die zwischen 1924 und 
1950 mit H auszinssteuerm itteln errichtet wurden, 
mit etwa 700 Mill. RM aus dem W ohnungsbauanteil 
der in Berlin aufgekommenen Hauszinssteuer finan
ziert worden sind, daß Berlin aber andererseits von 
den hier aufgebrachten, für den W ohnungsbau be
stimmten H auszinssteuerm itteln eine Summe von

rund 320 Mill. R M  entzogen und über den staatlichen 
„Ausgleichsfonds* an andere Gemeinden geleistet 
wurde. Diese Benachteiligung Berlins hat denn auch 
zur «Folge gehabt, daß die hiesige Neubautätigkeit 
gegenüber derjenigen in anderen Gebieten verhält
nismäßig zurückblieb. Dies zeigt eine Tafel, die 
Berlin dem Reich, Preußen sowie einigen deutschen 
Großstädten gegenüberstellt. Dort ist auch zu er
kennen, daß, während anderswo die Zunahme des 
Wohnraums zwischen 1924 und 1930 die Vermehrung 
der Bevölkerung übertrifft, in Berlin der Wohnungs
zuwachs hinter dem Bevölkerungszuwachs zurück
bleibt.

Die Spitzenorganisation der deutschen Bauhütten, 
der Verband sozialer Baubetriebe, zeigt auf ihrer ein
drucksvollen Ausstellung in der Halle VI, Stand 634, 
neben einer Darstellung der Bauhiittenorganisation 
und der Entwicklung der ihr angeschlossenen Bau
hüttenbetriebe ihre Arbeitsweise auf zwei Gebieten, 
die für das Baugewerbe von Bedeutung sind:

Die von der Abteilung wirtschaftliche Betriebs
führung des VsB. geleistete Arbeit betrifft die organi
satorische und technische Umstellung der Betriebe 
zur Erreichung des höchsten Wirtschaftsgrades. Von 
130 angeschlossenen Betrieben arbeiten bereits 91 
mit bestem Erfolg nach den neuen Grundsätzen.

Ferner hat die Revisionsabteilung des VsB. die 
Aufgabe, das gesamte Rechnungswesen der an
geschlossenen Betriebe nach der neuesten bauwirt
schaftlichen Erkenntnis zu gestalten, u m  die größt
möglichste Klarheit in jedem Geschäftsvorgang zu 
gewinnen.

Unsere Abbildung (vgl. „Soziale Bauwirtschaft“, 
Nr. 11/12, vom 8. Juni 1934, Sondernummer Bau
ausstellung) gibt ein anschauliches Bild von dem 
Streben des VsB, die Wirtschaftlichkeit der Bauarbeit 
zu erhöhen.
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Foto: A rthur Köster, Berlin-Lichterfelde W o h n u n g s fü rs o rg e g e s e lls c h a ft B erlin  m . b. H.
E n tw u rf: D ip l.- In g . E lla  B riggs , A rc h ite k t B D A ., B e r lin -W ilm e rs d o rf

Den Gesamtausstellungsraum und die Einzel
abteilungen für den VsB, den Deutschen Baugewerks- 
bund, den Dachdecker-Verband, den Butab und der 
Dewog gestaltete nach einheitlichen Grundsätzen 
Prof. Gropius, dem die beiden Graphiker Herbert 
Bayer und Prof. Moholy-Nagy zur Seite standen.

Der V erband fü r die gem einnützige Bautätigkeit, 
Berlin, hat in Halle I, Stand 113, u m  die Größe seiner 
erstellten Wohnbauten wirksam in die Erscheinung 
treten zu lassen, sämtliche Bauten jeder einzelnen 
Genossenschaft zu einem Panorama zusammen
gestellt. In dieser Gesamtsiedlung sind etwa 50 000

Wohnungen mit einer Einwohnerzahl von mehr als 
200 000 Köpfen enthalten, deren gesamter Besitz einen 
Wert von einer halben Milliarde RM. darstellt.

Die 1929/30 im Bezirk Prenzlauer Berg in Berlin 
(Halle I) von der „Geliag" gebaute Wohnstadt Carl 
Legien umfaßt insgesamt 1145 Etagenwohnungen in 
Größen von 1 Yi bis 3 lA Zimmern in vier- und fünf
geschossiger Bauweise. Die Wohnblöcke sind im 
Zcilenbau angeordnet und enthalten sämtlich ge
räumige Balkons und Loggien. 528 Wohnungen sind 
mit Zentralheizung ausgestattet. Für die Gesamt
anlage wurden zwei Zentralwaschküchen gebaut.

M H  •MkmMs.int-vjNO

BEVÖUttRIJNGSVERMEHRUNG UND 
WOHNUNGSZUWACHS
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M o d e lls ta d t d e s  „ V e rb a n d e s  fü r  d ie  g e m e in n ü tz ig e  B a u tä tig k e it, B e r lin “

Die Bausparkasse Gemeinschaft der Freunde 
Wüstenrot. Gemeinnützige G. m. b. H., Ludwigsburg 
(Württemberg), die ihren Stand in Halle I, Stand 110, 
hat, ist bekanntlich die älteste und erfolgreichste 
Bausparkasse Deutschlands und Österreichs. Von ihr 
hat die Deutsche Bauspar-Eigenheim-Bewegung im 
Jahre 1924 ihren Ausgang genommen.

Das durch die G d F  in Deutschland eingeführte 
gemeinsame Zwecksparen hat sich seither zu ge
waltiger Bedeutung entwickelt. Zählt doch die GdF 
heute fast 60 000 deutsche und österreichische Bau
sparer mit einer Gesamtbausparsumme von etwa

t Milliarde RM, 11 755 Eigenheime; Ein- und Mehr
familienhäuser wurden finanziert.

Auf Stand 114 in H alle I macht d ie  Central-Bau- 
sparkasse A. G. in W ort und Bild Propaganda für das 
Bausparen im allgem einen und ih re Gesellschaft im 
besonderen. Die rasche Entw icklung d er C entral- 
Bausparkasse, welche durch ihre bankm äßige Leitung 
und ih re große Sicherheit besonderes V ertrauen 
genießt, w ird an H and von statistischem M aterial ge
zeigt. Sinnreiche Bilder wTeisen den B ausparer und 
den, der es wrerden soll, auf die V orteile eines Bau
sparvertrages sowie auf die verschiedenen Mög
lichkeiten hin, die sich mit dem S parvertrag  v e r

W o h n s ta d t C arl Legion d e r  „ G e h a g “  im  B e z irk  P re n z la u e r  B erg  in B e rlin  
A rc h ite k te n : P ro f. B runo T a u t und D ip l .- In g . F ra n z  H iil in g e r
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F o t o :  K l in k e  & C o . ,  Berl in
B au sp arkasse  G e m e in s c h a ft d e r  F reu n d e  W ü s te n ro t, G e m e in n ü tz ig e  G. m . b. H .. L u d w ig sb u rg  (W ü r ttb g .)

wirklichen lassen. — Außer diesen hier veröffent
lichten bauwirtschaftlichen O rganisationen haben auf 
der Deutschen Bauausstellung u. a. noch zahlreiche 
gemeinnützige und private Bauunternehm ungen aus
gestellt, so z. B. die gem einnützigen Baugenossen
schaften „O st“, „Prim us“, „Adamstrafie“, „Heim at“ 
und von den privaten Bauunternehm en die Firm en 
Boswau & Knauer, Berliner Bodengesellschaft, 
Richter & Schädel usw. Alle diese U nternehm un

gen wollen dem Besucher zeigen, daß sie an der 
Lösung a ller wichtigen bauw irtschaftlichen Fragen 
m itgew irkt haben, und auch w eiterh in  bestreb t sind, 
dem Baugewerbe in w irtschaftlicher und sozialer 
Hinsicht zu helfen.

Hoffen wir, daß d ie in den letzten Tagen statt- 
gefundenen großen K undgebungen der Bauwirtschaft 
ihren Zweck erfü llen  und eine S tillegung der Bau
tätigkeit verm ieden wird.  ge l .

C en tra t-B a u sp arkass e  A .- 6 . ,  B erlin
Fotos: Emil Leitner, B erlin-Charlottenburg

Arberrer und 
Angestellte
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GESETZE UND VORSCHRIFTEN
Zur F rage der zwangsweisen E insetzung von 

Schiedsrichtern. Das Schiedsgerichtsverfahren, das in 
den letzten Jahren, vor allem auf dem Gebiete der 
Austragung von technischen Streitigkeiten, zunehmende 
Bedeutung erlangt hat, wird heute nur noch in seltenen 
Fällen ausschliefllieh nach den Bestimmungen der 
Reichszivilprozeßordnung durchgeführt. Meist haben 
die Parteien bestimmte Sondervereinbarungen für die 
Durchführung des Verfahrens getroffen. A n  erster 
Stelle derartiger Sonderbestimmungen auf dem Ge
biete der Technik steht wohl die S c h i e d s 
g e r i c h t s o r d n u n g  d es  D e u t s c h e n  A u s 
s c h u s s e s  für d as  S c h i e d s g e r i c h t s -  
w e s e n  *).

Diese Schiedsgerichtsordnung sieht im § 5 vor. 
daß mangels einer anderen \ ereinbarung ein Schieds
richter durch den Vorsitzenden des ..Deutschen Ver
bandes Technisch-Wissenschaftlicher Vereine“ er
nannt werden soll, falls bestimmte Voraussetzungen 
zutreffen, z. B. wenn eine Partei die fristgemäße Er
nennung unterläßt. Dabei ist von entscheidender 
Bedeutung: M u ß  der A orsitzende dieses A erbandes in 
jedem Falle, man möchte sagen blindlings, einem 
von einer Partei unter Berufung auf § 5 der oben gen. 
Schiedsgerichtsordnung gestellten Antrag entsprechen, 
oder darf er prüfen, ob die Aoraussetzungen für ein 
Schiedsgerichtsverfahren nach der Schiedsgerichts
ordnung des Deutschen Ausschusses für das Schieds
gerichtswesen vorliegen?

Zweifellos steht fest, daß der Vorsitzende des 
Deutschen A'erbandes niemals die Entscheidung dar
über hat. o b  ein S c h i e d s g e r i c h t s v e r 
f a h r e n  z u s t ä n d i g  ist. Uber die Zuständigkeit 
eines Schiedsgerichtsverfahrens entscheidet nach 
§ 1037 der Zivilprozeßordnung das Schiedsgericht
selbst oder im Ealle einer Aufhebungsklage das 
ordentliche Gericht. Daß aber der Aorsitzende des 
Deutschen A'erbandes berechtigt ist. die A’oraus- 
setzungen für ein Schiedsgerichtsverfahren zu prüfen, 
beweist folgender Fall aus der Praxis:

Eine Partei A  hatte mit der Partei B einen A'er- 
trag auf Grund der Verdingungsordnung für Bau
leistungen (A OB.). insbesondere auf Grund von 
Din 1961 abgeschlossen. Es k a m  zu Streitigkeiten. 
Die Partei A  ruft das nach Din 1961 § 18 Ziffer 4 
vorgesehene Schiedsgericht an, das nach der Schieds
gerichtsordnung des Deutschen Ausschusses für das 
Schiedsgerichtswesen ausgetragen werden muß. Die 
Partei B widerspricht dem und beruft sich darauf, daß 
nach Din 1961 § 18 Ziffer 3 jede Partei vor Anrufen 
des Schiedsgerichtes die Schlichtung des Streitfalles 
durch einen L nparteiischen verlangen kann. A  läßt 
diesen Einw-and nicht zu und behauptet, daß sie 
durch die Ernennung ihres Schiedsrichters bereits das 
Schiedsgericht angerufen habe, so daß B von § IS 
Ziffer 5 nicht mehr Gebrauch machen könne. D a  B 
der Aufforderung, einen Schiedsrichter zu ernennen, 
nicht nachkommt, wird der A'orsitzende des Deutschen 
A’erbandes Technisch-Wissenschaftlicher A'ereine dar
u m  ersucht.

Der Aorsitzende des A'erbandes lehnt die Er
nennung eines Schiedsrichters ab mit dem Hinweis, 
daß die A oraussetzungen für die zwangsweise Ein
setzung nicht gegeben seien. B hätte nach § IS Ziffer 5 
das Recht, zunächst die Schlichtung des Streitfalles 
durch einen Unparteiischen zu verlangen. Die Worte 
„vor Anrufen des Gerichts“ könnten nicht so ausge
legt werden, daß eine Partei automatisch des Rechtes 
auf Einsetzung eines Unparteiischen verlustig gehe, 
wenn die andre Partei einen Schiedsrichter ernennt.

Daraufhin verklagt A  den Aorsitzenden des Deut
schen A erbandes. und es ist interessant, festzustellen, 
aus welchen Gründen das Landgericht I die Klage 
abgewiesen hat. Das Gericht hat festgestellt, daß der 
A orsitzende des Deutschen A'erbandes schon nach 
§ 663 BGB. nicht verpflichtet ist. jeden Antrag anzu
nehmen2). Eine solche A’erpflichtung würde nur be

1 D er  ..D eu tsch e A usschuß fü r  das S ch iedsgerichtsvresen“ 
w urde im Jah re 1920 a ls  ein  s tän d iger  A usschuß d es  ..D eu tschen  
'  erb an d es T echnisch-W issenschaftlicher V ere in e“ eegrü n d et. S ilz  
B erlin  N W  7. In^ em eurhau s.

stehen, wenn zwischen dem orsitzenden und der 
beantratenden Partei ein besonderer \ ertrag voriiegt. 
Auch eine gesetzliche Annahmeverpflichtung liege 
nicht vor.

Nach diesem Teil der Entscheidung des Land
gerichts ist also der A orsitzende des Deutschen A er
bandes jederzeit berechtigt, vom § 663 BGB. Gebrauch 
zu machen. Daß der A orsitzende des Deutschen A er
bandes sich auf diesen Paragraphen nur in wirklich 
begründeten Fällen stützen wird, liegt auf der Hand, 
ist ja doch die Schiedsgerichtsordnung des Deutschen 
Ausschusses für das Schiedsgerichtswesen ausschließ
lich auf die Initiative des Deutschen A erbandes 
Technisch-AVissenschaftlicher A'ereine zurückzuführen. 
Der A'erband wird daher stets die Anwendung seiner 
Schiedsgerichtsverordnung eher begünstigen als 
hemmen.

Weit wichtiger ist daher der zweite Ablehnungs
grund des Landgerichts. Er ist für jeden wichtig, 
der auf Grund der A’erdingungsordnung für Bau
leistungen einen A’ertrag abgeschlossen hat oder noch 
abschliefien ward. Das Gericht sagt*):

..Die Klage war aber auch abzuweisen, da B Ent
scheidung des Reichtsstreites durch einen Unpartei
ischen verlangt hat gemäß § 18 Ziffer 3 VOB. A  hat 
zwar seinerseits einen Schiedsrichter ernannt und das 
Sehiedsgerich B gegenüber angerufen, aber das kann 
noch keine Anrufung des Schiedsgerichts sein, die die 
Ernennung eines Unparteiischen ausschließen würde. 
A  hat wohl seinerseits die erforderlichen Schritte ge
tan. u m  ein schiedsgerichtliches A'erfahren in Gang 
zu setzen. Ein A n r u f e n  d es  G e r i c h t s  könnte 
jedoch i m m e r  erst d u r c h  E i n r e i c h e n  d e r  
K l a g e  bei dem betreffenden Gericht stattgefunden 
haben. Daß dies auch für das Anrufen eines Schieds
gerichtes gelten muß. folgt außerdem daraus, daß im 
§ 18 Ziffer 3 bei Erläuterung des Wortes Gericht 
-Gericht“ und -Schiedsgericht“ gleichgestellt werden. 
Die Berufung eines Unparteiischen ist demnach noch 
solange möglich, als nicht das Schiedsgericht zu
sammengetreten und Klage bei ihm eingereicht ist. 
Zuständig ist der Unparteiische nach d e m  Wortlaut 
des § 18 zur Erledigung aller Streitigkeiten. Zwar 
hat das Schiedsgericht ebenso wie die ordentlichen 
Gerichte seine Zuständigkeit zu prüfen, wenn aber 
der A orsitzende des Deutschen A erbandes sich wei
gert, weil B einen Unparteiischen angerufen hätte, 
so handelt es sich hier nicht u m  eine Frage der Zu
ständigkeit. Der A'orsitzende des Deutschen Ver
bandes ist berechtigt, die Ernennung zu verweigern, 
weil B einen Unparteiischen ernannt hatte.“

So bedauerlich an sich es ist. daß die Austragung 
des vorliegenden Streitfalles sich durch die Anrufung 
des ordentlichen Gerichtes, d. h. durch die Klage 
gegen den A orsitzenden des Deutschen A'erbandes er
heblich verzögen hat. so groß ist der Gewinn daraus 
für die allgemeine Schiedsgerichtspraxis. Abgesehen 
davon, daß nunmehr eine authentische Auslegung des 
§ 18 Ziffer 5 der A OB. vorliegt, ist auch von gerichts- 
wegen bestätigt worden, daß zwar der A'orsitzende 
des Deutschen A'erbandes Technisch-Wissenschaft
licher A ereine nicht die Frage der Zuständigkeit, 
wohl aber die A'oraussetzungen für die Anrufung 
eines Schiedsgerichtes prüfen darf. —

Dr. F r ei tag. Geschäftsführer des Deutschen 
Ausschusses für das Schiedsgerichtswesen.

W OHNUNGSBAU
15 M illionen R eidtsbürgschaft fü r den B erlin er 

AA ohnungsbau. Eine wichtige A'orlage des Ober
bürgermeisters von Berlin ist der Stadtverordneten
versammlung zugegangen. Das Stadtparlament wird 
uro die Erklärung seines Einverständnisses gebeten. 
daß für die Finanzierung des Berliner Wohnüngs-

s ) 1 663 BGB. h eiß t: ..W er zur B esorgu n g  g ew isser  G eschäfte
öffen tlich  b e s te llt  is t od er sich ö ffen tlich  erb o ten  h at, is t , w en n  
er e in e n  a u f solche G eschäfte ger ich teten  A u ftrag  nicht an nim m t, 
verp flich te t, d ie  A b leh n u n g  dem  A u ftra g g eb er  u n verzü g lich  a n 
zu ze ig en . D as G leiche g ilt , w en n  sich jem an d  dem  A u ftra g g eb er  
geg en ü b er  zur B esorgu n g  g ew is ser  G esch äfte er b o ten  h a t."

s) D ie  fo lg e n d en  A u sfü h ru n gen  s in d  v on  n n s m it d en  von  
uns g ew ä h lten  A bk ü rzu n gen  geä n d ert b zw . er g ä n z t w ord en .
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ha ues R e i c h s b ü r g s c  h a f t e n  bis zum Gesamt
beträge von 15 Mill. R M  in Anspruch genommen wer
den können. Die Stadt muß sich dem Reich gegen
über bereit erklären, falls es aus den Bürgschaften 
in Anspruch genommen wird, die erforderlichen Mittel 
aus den R ü c k f l ü s s e n  der Hauszinssteuerhypo
theken, soweit solche noch verfügbar sind, zur Ver
fügung zu stellen.

Über die Hauszinssteuermittel Berlins für 1931 ist, 
wie wir bereits in Nr. 27 von „Bauwirtschaft und Bau
recht“ S. 164 mitteilen konnten, verfügt worden. Für 
die Finanzierung mit Bürgschaften stehen nur noch 
die aus dem staatlichen Wohnungsfürsorgefonds für 
Berlin besonders bewilligten 10 Mill. R M  und weiter
hin voraussichtlich mindestens 4 Mill. R M  für Flach
bauten zur Verfügung. Für 1931 betragen die Haus
zinssteuerhypothekensätze d u r c h s c h n i t t l i c h  
4250 R  M. Mit Hauszinssteuerhypotheken in dieser 
Höhe können somit aus den 14 Mill. R M  ungefähr 
3000 Wohnungen finanziert werden. U m  die doppelte 
Zahl zu erreichen, müßte die Hauszinssteuerhypothek 
u m  50 v. H. gekürzt werden und die Lücke durch eine 
entsprechend gleich hohe Hypothek aus dem freien 
Kapitalmarkt ausgefüllt werden, und zwar unter der 
Bürgschaft des Reiches. —

WOHNUNGSWESEN
Umbau leerstehender Grofiwohnungen aus H aus

zinssteuerm itteln . Der preuß. Finanzminister Hat in 
diesen Tagen zur Belebung der Bauwirtschaft, ins
besondere für die k l e i n e r e n  und m i t t l e r e n  
B e t r i e b e ,  die in den letzten Jahren von der all
gemeinen Entwicklung zum Groß-Serienbau und der 
herrschenden Krise a m  stärksten in Mitleidenschaft 
gezogen wurden, einem aus dem preußischen Wohl
fahrtsministerium stammenden Plan zugestimmt, nach 
welchem für den U m b a u  v o n  l e e r s t e h e n d e n  
G r o ß w o h n u n g e n  Mittel a u s  d e r  H a u s 
z i n s s t e u e r  zur F i n a n z i e r u n g  herangezogen 
werden sollen.

Falls die den Gemeinden zustehende Hälfte der 
Hauszinssteuermittel nidit ausreicht, sollen die Gelder 
dem „Wohnungsausgleichsfonds“, der vom Wohlfahrts
ministerium verwaltet wird, entnommen werden. Der 
Plan wurde sdion vor wenigen Wochen unter Mit
wirkung der beteiligten Organisationen im Wohl
fahrtsministerium eingehend geprüft und sieht die 
Hergabe eines Zuschusses a fonds perdu in Höhe von 
50 v̂  H. der Umbaukosten, h ö c h s t e n s  j e d o c h  
600 R  M  für jede durch U m b a u  einer Großwohnung 
geschaffene neue Wohnung vor.

Nach diesem Plan würde also für den U m b a u  
einer Neunzimmerwohnung zu drei Wohnungen von 
je drei Zimmern ein verlorener Zuschuß bis 1800 R M  
gezahlt werden. Der Zuschuß soll in gleicher Höhe 
für den U m b a u  v o n  E i n f a m i l i e n h ä u s e r n  
gewährt werden. U m  die Durchführung des Pro
jektes so einfadi als möglich zu gestalten, sollen alle 
durch U m b a u  von Großwohnungen geschaffenen W o h 
nungen von der W o h n u n g s z w a n g s w i r t 
s cha f t  befreit werden. Bei Inanspruchnahme 
der Hauszinssteuer für den U m bau müssen sich die 
Bauherren verpflichten, die Großwohnungen bzw. die 
Einfamilienhäuser n icht v o r  A b l a u f  v o n  fünf 
J a h r e n  w i e d e r  in s o l c h e  z u r ü c k z u v e r 
w a n d e l n .  Demzufolge rechnet man damit, daß 
nur ein Drittel bis höchstens die Hälfte der leer
stehenden Grofiwohnungen für den U m b a u  praktisch 
in Frage kommt.

Die Belebung der Bauwirtschaft verspricht man 
sich schon aus dem Gesichtspunkte heraus, daß be
kanntlich bei der Unterteilung der Großwohnungen 
eine Senkung der Hauszinssteuer auf die Hälfte des 
normalen Satzes erfolgt. —

STEUERFRAGEN
Die Steuerpflicht der öffentlichen Betriebe. Der

R e i c h s f i n a n z m i n i s t e r  hat dem Reichsrat den

Entwurf von Durchführungsbestimmungen zu den Er
hebungen zur Steuerpflicht der öffentlichen Betriebe 
zugeleitet. Es unterliegen ihr die öffentlichen Be
triebe, die ein Vermögen von mehr als 100 000 R M  
haben. Diese Betriebe haben für die letzten drei vor 
dem 1. April 1931 abgeschlossenen Jahre Erhebungs
bogen auszufüllen. Diese Verpflichtung gilt auch für 
p r i v a t e  und g e m i s c h t w i r t s c h a f t l i c h e  
Betriebe, soweit sie der Versorgung der Bevölkerung 
mit W a s s e r ,  G a s  oder E l e k t r i z i t ä t  oder dem 
öffentlichen Verkehr dienen. Diese Verpflichtung gilt 
insoweit, als ein Vergleich der Verhältnisse von Be
trieben der öffentlichen Hand mit den Verhältnissen 
privater und gemischtwirtschaftlicher Betriebe gleicher 
Art erforderlich ist. Die Untersuchung soll so schnell 
als möglich durchgeführt werden. Eine Buch- und 
Betriebsprüfung kann bei diesen Betrieben und 
Unternehmungen nur auf Anordnung oder mit Zu
stimmung des Reichsfinanzministers vorgenommen 
werden. —

RECHTSAUSKÜNFTE
Herrn D. in C. ( Z u r ü c k z i e h u n g  e in er  

b a u p o l i z e i l i c h e n  G e n e h m i g u n g . )
T atb estand  und F rage. In einem  k le in e n  Ort ist dem  E ig en 

tüm er e in e s  G rundstückes auf G rund der ein gercich ten  P lä n e  d ie  
b a u p o lize ilich e  G enehm igun g  zur Errichtung e in e s  H olzschuppens  
n eb en  dem W ohnhaus in  50 cm A bstan d  von  der N ach bargren ze  
er te ilt . D er N achbar b esch w erte  sich nach der A u sfü h ru n g  und  
der zu stän d ige  R eg ieru n gsp räsid en t v er fü g t A bbrudi d es Schuppens  
b in n en  14 T agen , da er den b a u p o lize ilich en  V orschriften  n id it  
gen ü ge — d. h. en tw ed er  5 m A bstand  von  der N ach bargren ze  
oder Errichtung auf der G renze m it B randm auer. A uf V orste llu n g  
des E igen tü m ers, daß der Schuppen doch genau  nach d er G e
neh m igu n g errichtet se i, w ird  W eiterb estan d  au f 3 Jahre g e 
n e h m ig t , jedoch E rr id itu ng  e in er  B randm auer n adi dem  N achbar
grundstück a ls  B ed in gu n g  au fer leg t. W eitere  V orste llu n g , daß 
für d ie  kurze Zeit das zu teu er se i, e in  feu ersich erer  A n str id i und  
an d ere  b ill ig e r e  M aßnahm en doch w ohl auch g en ü gten , w ird  vom  
O b erp räsid en ten  a b geleh n t. Ist der E igen tü m er nun verp flich tet, 
d ie  Brandm auer zu errichten und g ib t es wre itere  R echtsm ittel 
gegen  d iese  B estim m ung?

A ntw ort: E ine er te ilte  B au gen eh m igu n g  kann , fa lls  der Bau
gem äß den gen eh m ig ten  P länen  b egon nen  ist, k e in e s fa lls  bloß  
d esw egen  zurückgenom m en od er an n eu e B ed in gu n gen  gek n ü p ft  
w erd en , w e il d ie  B au p o lize ib eh örd e nachträglich zu der Ü ber
zeugu n g ge la n g t, daß sie  sich b ei dem  ihr zu steh en d en  fre ien  
E rm essen  geirrt hat und d ie  V erh ä ltn isse  an ders, a ls  geschehen , 
zu b eu rte ilen  se ien  (OVG. 55 S. 438); jedoch kann d ie Zurücknahm e  
ein er  B au gen eh m igu n g  dann er fo lgen , w enn d ie le tz tere  sich m it 
dem  zur Z eit der E rte ilu n g  gelten d en  ö ffen tl. P o lize irech te  in 
W iderspruch g ese tz t hat, d. h . von vorn h erein  rech tsw id rig  w ar. 
Ein so lcher W iderspruch lieg t da k lar vor, w o d ie B au gen eh m igu n g  
gegen  p o sitiv  b in d en d e , das fre ie  E rm essen  im E in ze lfa lle  aus- 
sch liefiende V orschriften  d es  m a ter ie llen  P o lize irech ts e r te ilt  ist, 
sei e s , w e il der M angel d es P ro jek ts  (ohne w eiteres  überh aup t nicht 
erk en n b ar w ar, od er w e il er) tatsächlich n id it erkan n t w urd e
(vg l. OVG. 2 S. 422; 4 S. 373; 6 S. 322; 8 S. 215; 11 S. 370;
19 S. 385; 24 S. 344; 34 S. 378; 40 S. 377; 55 S. 437). D anach
gew äh rt d ie  B au gen eh m igu n g  dem E igentü m er k ein en  Schutz, w en n
sie  von  vorn h ere in  rech tsw id rig  is t , da das gesetzlich  gesch ü tzte  
öffen tlich e  In teresse  au di in dem  F a lle  a lle in  m aßgebend  b le ib e n  
muß, w o d ie P o lize ib eh ö rd e  es frü h er nicht geh örig  w ahrgenom tnen  
hat. (OVG. 40 S. 377.) Es kann  a lso  d ie  G enehm igun g zurück
genom m en od er durch nachträgliche A u ferlegu n g  von  B au b ed in 
gu ngen  ab geän d ert w erd en , bzw . es k önn en  n eu e, m it der e r te ilte n  
G enehm igun g  im W iderspruch steh en d e  p o lize ilich e  V erfü gu ngen  
e i la ssen  w erd en , fa lls  d ie G en eh m igu n g  m it den fü r d ie  p o liz e i
liche E n tsd iließ u n g  m aß geb en den  N orm en in W id ersp ru d i stand . 
(OVG. 6 S. 322; 8 S. 215.) D era r tig e  M aßnahm en so lle n  und  
kön n en  a llerd in g s  nur auf das ö ffen tlich e  In te resse  gestü tz t w erd en , 
rein e P r iv a tin tere ssen  ge lten d  zu m achen, is t d ie  P o lize ib eh ö rd e  
nicht b eru fen .

ln  Ihrem  F a lle  h ä tte  d ie  G en eh m igu n g  nicht e r te ilt  w erd en  
dürfen , da s ie  m it den  B estim m u n gen  der B auordnung hinsichtlich  
d es A bstan d es d es B aues vom  N achbargrundstück im W iderspruch  
stand . D ie  V erfü gu ng  d es R eg ieru n g sp rä sid en ten  ersch ein t auch 
— w en ngleich  s ie  durch d ie  p r iva te  B eschw erde v eran laß t se iu  
m ag — im öffen tlich -rech tlich en  S ich er h e its in teresse  b egrü n d et. 
G egen  den B esch w erd een tsch eid  d es O b erp räsid en ten  w äre nach 
§ 127 LVG. noch d ie  K lage beim  O b erverw a ltu n gsgerich t zu lä ss ig  
gew esen , jedoch nur in n erh a lb  e in er  F r ist von  zw ei W ochen, d ie  
bei E ingang Ihrer A nfrage b ere its  verstr ich en  w ar. —

R ech tsanw alt D r. Paul G 1 a s s , B erlin .
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